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Schon dem Vorwort ist zu entneh-
men, daß dieses Buch das publizisti-
sche Ergebnis einer "Intersession"
vom August 1992 der "EWR-Arbeits-
gemeinschaft" an der Innsbrucker
Universität ist. Dadurch ist auch die
Themen- und Autorenvielfalt ver-
ständlich. Zwölf Autoren versuchen
auf knapp 180 Seiten, Antworten auf
offene Fragen des Transits, der Um-
welt, der Währung, des Tourismus, des
Grundverkehrs, des Verbraucher-
schutzes und des Versicherungsrechts
im Zusammenhang mit dem Europäi-
schen Wirtschaftsraum (EWR) und der
Europäischen Union (EU) zu geben.
"Rechtliche und politische Integrati-
onsfolgen" lautet der Untertitel des
Buches, und es bleibt zu bemerken,
daß sich die meisten Beiträge mit den
rechtlichen Aspekten der Integration
beschäftigen.

Politische, manchmal beinahe philo-
sophische Fragen wirft Lothar Müller
in seinem Beitrag auf. In der Einlei-
tung stellt er vier Grundthesen vor.
Auf diese bauen seine Ausführungen
auf. Speziell die dritte und vierte The-
se, die da lauten: "Die Phase großflä-
chiger, globaler Argumentation für ei-
nen EU-Beitritt Österreichs ist vorbei.
Gefragt sind Informationen und
glaubwürdiges Verhandlungsengage-
ment bei sekt oralen und regionalen
Themen" und "Der postmaterialisti-
sche Wertewandel" - vor allem bei der
Jugend -, müssen besonders berück-
sichtigt werden. Eine Konsequenz die-
ses Wertewandels ist die zunehmende
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Bedeutung der "zielgerichteten, mög-
lichst konkreten Aktion" (S. 14), und
die damit verbundenen Ausführungen
verdienen besondere Aufmerksamkeit.
Denn der Grad der Zustimmung zu
den angestellten Überlegungen hängt
sicher vom Grad der Zustimmung zu
den Grundannahmen ab.

Stephan Walder setzt sich im zwei-
ten Beitrag mit den institutionellen
Aspekten des EWR auseinander. Er
bietet einen kurzen und guten
Überblick über die verschiedenen Ein-
richtungen des EWR, soweit dies auf
knapp zehn Seiten möglich ist. Trotz-
dem können bei seinen Ausführungen
Mißverständnisse entstehen. Schreibt
er doch: "Österreich kann daher nicht
einseitig z. B. Umweltschutzgesetze
erlassen." (S. 30) Wenngleich in der
Folge dieser Satz wieder relativiert
wird, könnte diese Formulierung doch
zu Fehleinschätzungen führen.

Theresia Theurl schreibt über die
Währungsintegration und deren Fol-
gen für Europa und Österreich. Neben
den Vorteilen einer gemeinsamen
Währung führt sie auch zwei Risiko-
faktoren an: erstens die bestehenden
wirtschaftlichen Unterschiede zwi-
schen den Mitgliedstaaten, die trotz
Konvergenzprogrammen und Kohäsi-
onsfonds so schnell nicht überwindbar
sind und daher gegen die Einführung
einer gemeinsamen Währung spre-
chen. Und zweitens verhindern zur
Zeit noch immer bestehende Defizite
der politischen Integration eine "eu-
ropäische Wirtschaftspolitik". Dieser
Umstand erhöht die Wahrscheinlich-
keit des Auftretens ökonomischer
Fehlentwicklungen. Obwohl nicht alle
Annahmen der Autorin auf den ersten
Blick schlüssig scheinen, kann man
der Grundaussage ihrer Ausführungen
zustimmen. Speziell die Konsequen-
zen für Österreich sind knapp, aber
verständlich skizziert und finden mit
dem Satz: "Der passive Nachvollzug
(der OeNB) würde sich dadurch in ein
Mitsprache- und Mitgestaltungsrecht
wandeln" (S. 49) die Kernaussage.
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Christina Haslwanter betrachtet die
Entwicklungen der EU in bezug auf
das Recht auf Umweltinformation. Sie
beschreibt die komplexe Situation in
der Gemeinschaft und den Weg, den
die EU eingeschlagen hat, sowie die
momentane Rechtslage in Österreich,
was den freien Zugang zu Informatio-
nen über die Umwelt in unserem Land
betrifft.

Ingrid Wörgötter vergleicht das Ab-
fallrecht in der EU und Österreich und
kommt zu dem Schluß, daß die Unter-
schiede auf diesem Gebiet innerhalb
der einzelnen EU-Mitgliedstaaten
noch sehr groß sind; nicht nur, was die
gesetzlichen Regelungen betrifft, son-
dern auch das Bewußtsein der Bevöl-
kerung ist unterschiedlich stark aus-
geprägt. Da Österreich auf diesem Ge-
biet teilweise strengere Regelungen
aufweist, geht die Autorin davon aus,
daß im Zuge der Umsetzung die jewei-
ligen Vorschriften genau zu prüfen
und gegebenenfalls die österreichi-
schen Regelungen beizubehalten
wären.

Christine Mascher hat den ersten
von drei Beiträgen, welche sich mit
Verkehrsfragen beschäftigen, verfaßt.
Sie bietet einen allgemeinen Überblick
zum Thema Verkehrspolitik und EU,
betrachtet die Entwicklungen in
Österreich und ruft verschiedene Ent-
wicklungsszenarien in Erinnerung.

Die Regelung des EU-Straßengüter-
transits durch Österreich lautet die
Überschrift des Artikels von Hubert
Sickinger. Er bietet nicht nur einen
sehr guten Überblick über den soge-
nannten "Tansitvertrag", sondern
stellt auch die übrigen verkehrspoli-
tisch relevanten Regelungen dar.

Im letzten Verkehrsbeitrag beleuch-
tet Hermann Grassl die besondere Rol-
le der Bahn. Er beschreibt in kurzen
Worten die künftigen Aus- und Neu-
bauvorhaben der ÖBB im Rahmen des
Programmes "Neue Bahn" und gibt ei-
nen Überblick zu den Themen "kom-
binierter Verkehr", "Lärmschutz" und
"Alpentransit" .
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Den Verbraucherschutz in der EG
und im EWR betrachtet Hans Lech-
leitner. Er stellt die Regelungen in der
Gemeinschaft und deren Instrumente
der gemeinschaftlichen Verbraucher-
politik dar. Darüber hinaus geht er
auch noch kurz auf die unterschiedli-
chen Regelungen im Lebensmittel-
recht ein.

Bernhard Rudisch setzt sich mit dem
Änderungsbedarf für die österreichi-
sche Versicherungswirtschaft ausein-
ander. Er stellt das bisherige Versiche-
rungsregime Österreichs dem Versi-
cherungsrecht der EG gegenüber. Er
kann in den bevorstehenden Änderun-
gen durchaus Chancen für die Versi-
cherungsnehmer erkennen.

Obwohl der Titel "Die europäische
Herausforderung für Tirols Touris-
muswirtschaft" eine starke räumliche

. Beschränkung erwarten läßt, sind die
Ausführungen von Robert Trasser si-
cherlich nicht nur für das Bundesland
Tirol von Relevanz.

Barbara Prantl beschäftigt sich mit
dem Thema "Grundverkehr" . Die
Autorin informiert über die einzel-
nen Problempunkte. Nachdem sie
die österreichische Situation dar-
stellt, geht sie auf die Frage des Aus-
ländergrundverkehrs ein, die ja in die-
sem Zusammenhang im Vordergrund
steht.

Abschließend sei nochmals daran er-
innert, daß die Beiträge dieses Buches
selten mehr als fünfzehn Seiten um-
fassen. Dieser Umstand muß nicht ne-
gativ sein, kann er doch auch auf
leichte Lesbarkeit hindeuten. Viel-
leicht ist es aber dieser Kürze zuzu-
schreiben, daß sich die Beiträge meist
nur mit den rechtlichen Integrations-
folgen beschäftigen und die angekün-
digten politischen Fragen eher in den
Hintergrund treten. Natürlich sind
nicht immer alle Details auf dem letz-
ten Stand der Dinge, aber dieser Um-
stand ist mit der behandelten Thema-
tik untrennbar verbunden.

Roland Marcon

299


